
Auf einen Blick

Die weltweite Auslandsverschuldung bleibt 2025 auf einem sehr hohen Niveau. Enorme Zins- und  
Tilgungszahlungen, ungünstige Refinanzierungsbedingungen und strukturelle Ungleichheiten im  
internationalen Finanzsystem verschärfen in zahlreichen Staaten soziale Ungleichheit und  
wirtschaftliche Instabilität.

Auslandsschuldenlast weltweit: In 47 Ländern des Globalen Südens sind die Staatshaushalte durch 
Zins- und Tilgungszahlungen an ausländische Gläubiger sehr hoch belastet. Dazu zählen Staaten wie 
Pakistan und Kenia, die Umschuldungsverhandlungen bisher vermeiden, sowie Sri Lanka und Suriname, 
deren Auslandsschuldenlast trotz abgeschlossener Umschuldung weiterhin sehr hoch bleibt. Ihr fiskal- 
politischer Handlungsspielraum ist dadurch massiv eingeschränkt. Weitere 28 Länder sind hoch  
belastet; in 13 Ländern besteht ein latentes Belastungsrisiko.

	Extreme Armut: In den 47 sehr hoch belasteten Staaten sind 18 Prozent der Bevölkerung von extremer 
Armut betroffen – mehr als doppelt so viele wie im weltweiten Durchschnitt. Dringend erforderliche 
Investitionen in Armutsbekämpfung und öffentliche Daseinsvorsorge werden durch die sehr hohen 
Rückzahlungsverpflichtungen erheblich erschwert.

	Besonders betroffen: In Subsahara-Afrika sind mit rund 70 Prozent besonders viele Staaten hoch oder 
sehr hoch belastet. Weltweit sind besonders viele Niedrigeinkommensländer (über 60 Prozent) hoch 
oder sehr hoch belastet. Doch auch Länder mit mittlerem Einkommensniveau – insbesondere in  
Mittel- und Südamerika – sind betroffen.  

	Ungerechtes Finanzsystem: Die hohe Schuldenlast vieler Länder des Globalen Südens ist auch das 
Ergebnis einer strukturellen Benachteiligung beim Zugang zu finanziellen Ressourcen. Maßnahmen 
auf nationaler Ebene in Schuldnerstaaten – etwa die Umstellung auf Verschuldung in der eigenen 
Währung – können dem nur begrenzt entgegenwirken und schaffen mitunter neue Abhängigkeiten. 

 Politische Verantwortlichkeit: G7- und EU-Staaten – darunter Deutschland – sind politisch besonders 
verantwortlich, die Beteiligung aller Gläubiger an umfassenden Schuldenstreichungen sicherzustellen: 
60 Prozent der ausstehenden Forderungen gegenüber sehr hoch und hoch belasteten Ländern werden 
von ihnen direkt oder von multilateralen und privaten Gläubigern in ihrem Verantwortlichkeitsbereich 
gehalten.  

Empfehlungen an die Bundesregierung

Eine umfassende Reform der internationalen Schuldenarchitektur ist dringend nötig. Das „Erlassjahr 2025“ 
bietet eine einmalige Chance, endlich politische Lösungen voranzutreiben. Deutschland sollte gerade in 
geopolitisch herausfordernden Zeiten das Bekenntnis zu einem vernetzten und inklusiven  
Multilateralismus mit konkreten Initiativen untermauern.

Die neue Bundesregierung sollte

	sich aktiv dafür einsetzen, dass die 4. UN-Konferenz zur Entwicklungsfinanzierung (FfD4) konkrete 
Ergebnisse erzielt, die die strukturpolitischen Reformvorschläge zur internationalen Schulden- 
architektur aus dem Globalen Süden aufgreifen. Dies schließt insbesondere die Forderung nach einer 
UN-Schuldenrahmenkonvention ein. 

	sich in multilateralen Umschuldungsverhandlungen für ausreichend umfassende Schulden- 
streichungen und das Ende schädlicher wirtschaftspolitischer Auflagen einsetzen.

	an die rechtlichen und politischen Vorarbeiten der Vorgängerregierung anknüpfen und noch im ersten 
Regierungsjahr ein deutsches Safe Harbour-Gesetz verabschieden. Dies würde dazu beitragen, private 
Gläubiger künftig wirksamer an Schuldenstreichungen zu beteiligen.  


